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Datentransfer von der Vormundschaftsbehörde zur IV
Sachverhalt

Für einen jungen Mann (Jg. 85), der schon länger in der Sozialhilfe ist, haben wir (VB) zur Abklärung ein psychiatrisches Gutachten in Auftrag gegeben. Der Mann hatte immer wieder Arbeitsversuche, die scheiterten, Termine, die er vergass oder einfach nicht wahr nahm etc. etc. Wir wussten nicht – konnte er nicht oder wollte er nicht, deshalb das Gutachten. Der Mann wurde auch bei der IV angemeldet. 

Das Gutachten liegt nun vor. 

Von der IV erhalten wir nun die Anfrage für eine Kopie des Gutachtens. Soll/muss/darf dieses der IV unterbreitet werden? Ist das üblich oder spricht etwas dagegen? Braucht es dazu die Einwilligung des Klienten?

Für eine baldige Antwort wäre ich dankbar.
Erwägungen

1. Es handelt sich um einen klassischen Fall der Amtshilfe, auch „informationelle Amtshilfe“ genannt (vgl. dazu Amédéo Wermelinger, Informationelle Amtshilfe: Verunmöglicht Datenschutz eine effiziente Leistungserbringung durch den Staat?, ZBl 2004 S. 173 ff.): Es ist die gegenseitige Unterstützung von Verwaltungseinheiten, die einander nicht unterstellt sind, bei deren gesetzlicher Aufgabenerfüllung durch Hilfeleistung, die nicht verfahrensrechtlich geregelt sind. Zu unterscheiden ist die Amtshilfe von der Rechtshilfe, worunter die Vornahme von verfahrensrechtlich (zivil-, straf- oder verwaltungsprozessual) geregelten Handlungen verstanden wird, mit Ausnahme des erstinstanzlichen Verwaltungsverfahrens (auf Bundesebene findet das DSG und damit die Amtshilfe Anwendung auf das erstinstanzliche Verwaltungsverfahren, auf kantonaler Ebene wird dies auch so verstanden, wenngleich die kantonalen Regelungen zu Fragen Anlass geben können, wie beispielsweise § 3 Abs. 2 lit. a DSG-LU, welcher das DSG als nicht anwendbar erklärt in Verwaltungsverfahren, die durch Entscheid zu erledigen sind).  


2. Die informationelle Amtshilfe ist zulässig, wenn eine gesetzliche Grundlage besteht (siehe z.B. Art. 50a AHVG), die darin bestehen kann, dass entweder eine Ermächtigung oder sogar eine Verpflichtung zur Bekanntgabe besteht. Wenn es um „ordentliche Personendaten“ geht (Angaben, welche sich auf eine bestimmte oder bestimmbare Person beziehen), bedarf es wenigstens einer Verordnung, wogegen besonders schützenswerte Daten (Daten, bei denen wegen ihrer Bedeutung, der Art der Bearbeitung oder ihrer Verknüpfung mit anderen Daten eine besondere Gefahr einer Persönlichkeitsverletzung besteht, wie Daten der Massnahmen sozialer Hilfe, über religiöse, weltanschauliche, politische, gewerkschaftliche Ansichten oder Tätigkeiten, die Gesundheit, die Intimsphäre oder die Rassenzugehörigkeit, administrative oder strafrechtliche Verfolgungen und Sanktionen) nur aufgrund eines Gesetzes im formellen Sinne ausgetauscht werden dürfen.


3. Ohne gesetzliche Grundlage darf die informationelle Amtshilfe im Einzelfall in Anspruch genommen werden (vergl. als Beispiel Art. 19 eidg. DSG),  

a. wenn es lediglich um Name, Vorname, Adresse, Geburtsdatum geht, oder  

b. wenn die Daten für den Empfänger zur Erfüllung seiner gesetzlichen Aufgaben unentbehrlich sind, 
c. die betroffene Person eingewilligt hat oder ihre Einwilligung nach den Umständen vorausgesetzt werden kann, 
d. die betroffene Person die Daten allgemeine zugänglich gemacht hat,

e. der Empfänger glaubhaft macht, dass die betroffen Person die Einwilligung verweigert oder die Bekanntmachung sperrt, um die Durchsetzung von Rechtsansprüchen oder die Wahrnehmung anderer schutzwürdiger Interessen zu verwehren. 
In diesen Fällen ist die betroffene Person immer anzuhören. Dabei dürfen nur Daten ausgetauscht werden, welche nach folgenden Grundsätzen gesammelt wurden, 
· es besteht eine gesetzliche Grundlage
· sie wurden rechtmässig beschafft (nicht beispielsweise durch verbotene Tonbandaufzeichnungen i.S.v. Art. 179bis und 179ter StGB)
· die Daten sind richtig,

· die Bearbeitung erfolgt zum Zweck 
1. der bei Beschaffung angegeben wurde, 
2. der gesetzlich vorgesehen ist oder aus den Umständen ersichtlich ist,
3. die Verhältnismässigkeit bleibt gewahrt, also es wird nur so viel gesammelt als nötig. 
f. Ob informationelle Amtshilfe gewährt wird oder nicht, entscheidet die angefragte Stelle. Ob die anfragende Stelle dagegen ein Rechtsmittel einlegen kann, entscheidet sich nach dem anwendbaren Datenschutzgesetz (z.B. § 9 Abs. 3 DSG-LU; BGE 128 II 311 Erw. 3).


4. Wenn es für die Festsetzung, Änderung oder Rückforderung von Leistungen der einzelnen Sozialversicherungen erforderlich ist, wenn damit ungerechtfertigte Bezüge verhindert werden können, wenn es für die Festsetzung oder den Bezug von Beiträgen oder für den Rückgriff auf haftpflichtige Dritte erforderlich ist, dann müssen gemäss Art. 32 ATSG die Verwaltungs- und Rechtspflegebehörden des Bundes, der Kantone, Bezirke, Kreise und Gemeinden den einzelnen Sozialversicherungen auf schriftliche und begründete Anfrage im Einzelfall kostenlos die erforderlichen Daten bekannt geben. Insofern stellt Art. 32 ATSG eine gesetzliche Grundlage zur Durchbrechung der Schweigepflicht dar.


5. Wenn es darum geht, ob die auf Geheimhaltung abzielenden Datenschutzbestimmungen gelten oder ob eine Berufung auf Amts- und Verwaltungshilfe erfolgen kann, muss eine Interessenabwägung vorgenommen werden (Ueli Kieser,  ATSG Kommentar, N 4 und 15 zu Art. 32). Im vorliegenden Fall steht dem Vormundschaftsgeheimnis, welches dem Schutz der Persönlichkeit und des Vertrauens in die hilfeleistenden vormundschaftlichen Organe dient, das Interesse der Sozialversicherungsanstalt nach hinreichend Informationen über den Gesundheitszustand des Rentenantragstellers gegenüber. Aus meiner Sicht sind die beiden Interessen weitgehend deckungsgleich, jedenfalls nicht widersprüchlich. Ein Informationsaustausch bewahrt den Gesuchsteller zudem unter Umständen vor einem zusätzlichen Untersuchungsaufwand, sofern die von den vormundschaftlichen Behörden gestellten Fragen und die darauf erhaltenen Antworten auch sozialversicherungsrechtlich relevant sind. Diese Frage ist nach Anhörung des Gesuchstellers zu prüfen und zu klären. Allenfalls ist der Fokus des vormundschaftlichen Gutachtens verschieden zu dem der IV Stelle und die Aussagen kaum brauchbar für die Beurteilung der Leistungsfähigkeit der Person. Das kann ohne Kenntnis des Gutachtens nicht abgeschätzt werden, könnte aber dazu führen, dass kein Grund für eine Amtshilfe besteht. Umgekehrt benötigt die Vormundschaftsbehörde keine ausdrückliche Zustimmung des Betroffenen zum Informationsaustausch, wenn die Voraussetzungen der Amtshilfe – also das Vorliegen einer für die IV-Beurteilung aussagekräftigen Expertise – erfüllt sind. Einer förmlichen Verfügung bedarf es hiezu nicht.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 14. März 2007
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